
Suchergebnisse: Juristen

2. Oktober 1491 – Nürnberg nimmt ein Hexen-Gutachten unter Verschluss

Nürnberg * Ein Gutachten des Dominikaners Heinrich Institoris über die Verfolgung von Hexen in

der Reichsstadt Nürnberg, nimmt der Rat sofort unter Verschluss. Für die Nürnberger Juristen

sind die Ansichten des Inquisitors der oberdeutschen Ordensprovinz nicht zu realisieren. 

31. Oktober 1561 – Verfassungsrechtliche Verbesserung durch den Albertinischen Rezeß

München * Mit dem Albertinischen Rezeß kommt es zu einer weiteren verfassungsrechtlichen

Verbesserung für die Stadt München. Damit werden die Müller, Kalt- bzw. Kupferschmiede und

die Bierbrauer der Gerichtsbarkeit der städtischen Obrigkeit unterstellt. Bis zu diesem Zeitpunkt

hat dieser Personenkreis eine Sonderstellung eingenommen.      Außerdem wird die vermutlich

schon vorher tatsächlich ausgeübte Blutgerichtsbarkeit der Stadt durch Herzog Albrecht V. als

gegeben hingenommen. Umgekehrt nimmt nun aber der Landesherr verstärkt Einfluss auf die

Auswahl und die Besetzung der Stadtrichter. So muss sich der Stadtoberrichter als höchster

städtischer Richter, bei seinem Amtsantritt erst den Blutbann vom Herzog übertragen lassen.

Damit ist die Doppelbindung des obersten städtischen Juristen an Stadt und Herzog

festgeschrieben. 

21. Januar 1612 – Eine Strafarbeit für die voreiligen Juristen

München * Der Geheime Rat schickt das „Herzogliche Baierische Mandat gegen Aberglauben,

Zauberei, Hexerei und andere sträfliche Teufelskünste“ wieder zurück, weshalb es den Beamten

erst im März 1612 zugänglich gemacht werden kann. Die für den voreiligen Druck

verantwortlichen Hofräte Dr. Cosmas Vagh und Dr. Hieronymus Faber mussten die Korrekturen

als Strafarbeit persönlich in die anderen Exemplare übertragen.    Das Verhalten des

Hofrats gegenüber dem Geheimen Rat löst auch die Untersuchung der Vorgänge in Wemding

aus. 

1629 – Auch Ingolstadt bekommt noch einen Hexenprozess

Ingolstadt * Auch Ingolstadt bekommt einen Hexenprozess. Das Strafurteil fällt die
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Juristenfakultät der Universität Ingolstadt, die zwar im Allgemeinen milder urteilte, als es dem

Herzog gefiel, dennoch einige Todesurteile fällte. Verurteilt wird die Hofschneiderin Catharina

Nickhlin wegen „Teufelsbündnis, Teufelsvermischung, Absagung Gottes, Schädigung von

Mensch und Vieh“ und wegen „Verunehrung der Hostien“.    Catharina Nickhlin stammt aus

Eichstätt und wird aus dem Kreis der dort wegen Hexerei verbrannten Frauen und Männer

denunziert. Sie flieht nach Ingolstadt, wird aber dort auf Ersuchen der Eichstätter Behörden am

13. Februar 1629 verhaftet. Nachdem sich die Stadt Ingolstadt gegen den Hexen-Prozess wehrt,

muss ein Dr. Wolfgang Kolb auf Befehl des Münchner Hofrats die Tortur durchführen. Dr. Kolb

hat vorher schon als Hexen-Kommissar in Eichstätt gedient.

6. Juli 1629 – Erfolgreiche Einführung einer neuen Foltermethode

Ingolstadt * Die Juristenfakultät der Universität Ingolstadt stellt das Todesurteil gegen Catharina

Nickhlin aus, nachdem der Hofrat zuvor die Hinrichtung durch Verbrennen befohlen hat.    Dr.

Kolb exekutiert in Wallerstein zwischen 1628 und 1630 zwanzig Hexen, in Wemding ist er im Jahr

1629 für die Hinrichtung der ersten neun Delinquenten verantwortlich. Den Erfolg von Dr.

Wolfgang Kolb führt man auf die Einführung einer neuen Foltermethode zurück: auf den

Bock, den er erstmals im Kurfürstentum Baiern anwendet. 

29. Juli 1833 – Prozess gegen die Wortführer des Hambacher Festes endet mit Freispruch

Landau/Pfalz * Der Prozess gegen die Wortführer des Hambacher Festes findet in Landau

statt. Er dauert bis zum 16. August und endet mit dem Freispruch der Angeklagten.     König

Ludwig I. versucht die Freilassung des Juristen und Publizisten Dr. Johann Georg August Wirth

sowie des Juristen Dr. Philipp Jakob Siebenpfeiffer zu verhindern, indem er aufgrund

napoleonischer Gesetze eine „Präventivhaft“ anordnet. Aus seiner Sicht sind von den Beiden

„staatsgefährdende Aktivitäten“ zu befürchten. Wegen kleinerer Vergehen (Beamtenbeleidigung)

werden sie vor ein Zuchtpolizeigericht gestellt und zur Höchststrafe von zwei Jahren verurteilt. 

November 1910 – Das Ende des „Lustspielhauses“ und ein Neubeginn

München-Maxvorstadt * Das „Münchner Lustspielhaus“ in der Augustenstraße 89 gerät in

wirtschaftliche Schwierigkeiten und stellt seinen Spielbetrieb im November 1910 ein. Das

Gebäude geht anschließend in den Besitz der Industrie-Werke München-Nord über. Die

Übernahme erfolgt dabei weniger aus kulturellem Interesse als vielmehr als Kapital- und
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Immobilieninvestition.  Die neuen Eigentümer verpachten das Haus an den Juristen, Journalisten

und Theaterunternehmer Eugen Robert, der die Bühne grundlegend neu ausrichtet. Mit seiner

Übernahme beginnt ein neues Kapitel in der Geschichte des Hauses. Sie bildet den

Ausgangspunkt für die spätere Gründung der Münchner Kammerspiele.

1913 – Der Karl-May-Verlag wird gegründet

Radebeul * Ein Jahr nach dem Tod von Karl May wird der Karl-May-Verlag von Klara May, dem

Verleger Friedrich Ernst Fehsenfeld und dem Juristen Euchar Albrecht Schmid in Radebeul bei

Dresden, wo der Schriftsteller in der Villa Shatterhand residierte, gegründet. 

13. November 1918 – Ein Rat geistiger Arbeiter wird gegründet

München * Unter dem Vorsitz des Nationalökonomen Lujo Brentanowird ein Rat geistiger Arbeiter

gegründet. Diesem gehören Künstler, Lehrer, Wissenschaftler, Ärzte und Juristen an.    In einem

am nächsten Tag veröffentlichten Aufruf heißt es: „Der Volksstaat kann der Mitwirkung der

geistigen Arbeiter nicht entbehren. Ihr Zusammenschluß ist daher dringend notwendig. Um ihn

herbeizuführen, hat sich heute ein Rat geistiger Arbeiter gebildet. Unser Ziel ist: zum Wohle des

ganzen Volkes den Einfluß der geistigen Arbeit geltend zu machen und in diesem Rahmen deren

Daseinsbedingung zu sichern.“ 

10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte

selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  

Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;
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1933 – Die Aufgaben des Reichsfinanzhofes ändern sich

München-Bogenhausen * Die Aufgabe des Reichsfinanzhofes bestand während der Jahre von

1933 bis 1945 im Wesentlichen in der Weiterentwicklung der Steuergesetze und der Entwicklung

des Steuerrechts im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung. Den Boykott jüdischer

Geschäfte, die Entziehung der Berufszulassungen von jüdischen ärzten und die Entfernung

jüdischer Beamten aus dem öffentlichen Dienst bezeichneten die Finanzrichter lediglich als „in

steuerlicher Hinsicht irrelevante Belästigungen“.  Mit ihren Urteilen nahmen die „furchtbaren

Juristen von der Ismaninger Straße“ entscheidenden Einfluss an der Arisierung jüdischen

Vermögens. So mussten Juden, deren Wohnung von der Gestapo“versiegelt wurden, nachdem

sie ins Ausland geflohen waren, ein Viertel ihres Vermögens als Reichsfluchtsteuer zahlen.

1950 – Der Bundesfinanzhof wird gegründet

München-Bogenhausen * Der Bundesfinanzhof wird als Nachfolgeinstitution des

Reichsfinanzhofs gegründet.   Bemerkenswert ist dabei, dass ehemalige Reichsfinanzhof-Juristen

in der Ismaninger Straße 109 wieder Karriere machen, obwohl sie in der NS-Zeit das

Unrechtssystem mitgetragen haben. 

21. Mai 2014 – Eine Gedenktafel für jüdische Juristen

München-Maxvorstadt * Im Eingangsbereich des Justizgebäudes an der Prielmayersteaße 5 wird

eine Gedenktafel für jüdische Juristen angebracht, die in der Zeit des nationalsozialistischen

Unrechtsregimes zwangsweise aus dem Justizdienst entfernt worden sind. 
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